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Chronique générale

Finances publiques

Budget

Im August verabschiedete der Bundesrat den Voranschlag 2015, der bei Einnahmen von
CHF 67,5 Mrd. einen ordentlichen Finanzierungsüberschuss von CHF 524 Mio. auswies.
Um die Vorgaben der Schuldenbremse, die durch das schwache Ergebnis bei der
direkten Bundessteuer im Jahr 2013 und die anhaltend tiefe Teuerung verschärft
wurden, einhalten zu können, hatte der Bundesrat Sparmassnahmen im Umfang von
CHF 700 Mio. umgesetzt. Der Bundesrat ging in der Finanzplanung weiterhin davon aus,
dass das vom Parlament blockierte Konsolidierungs- und Aufgabenüberprüfungspaket
2014 (KAP 2014) vollständig umgesetzt werden würde. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 25.06.2014
DAVID ZUMBACH

In der Wintersession 2014 nahm sich der Nationalrat als Erstrat der parlamentarischen
Beratung zum Voranschlag 2015 an. Die Budgetdebatte erstreckte sich über drei Tage.
Am ersten Tag lehnte die grosse Kammer einen Kürzungsantrag von CHF 99 Mio. bei der
Entwicklungshilfe überraschend deutlich mit einem Stimmenverhältnis von 2 zu 1 ab. In
der Finanzkommission des Nationalrats (FK-NR) hatte der Antrag in der Vorberatung
noch eine Mehrheit gefunden. Die Kommission beabsichtigte mit der Einsparung bei
der Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (Deza) eine Budgeterhöhung über
CHF 110 Mio. bei den Agrarsubventionen zu finanzieren. Der Empfehlung der
Kommission folgten am Ende aber nur die SVP-Fraktion und vereinzelte Vertreterinnen
und Vertreter des Freisinns und der Christlichdemokraten. Am zweiten Tag zeigte sich
der Nationalrat dann aber dennoch den Bauern gegenüber grosszügiger als der
Bundesrat und beschloss CHF 115 Mio. Mehrausgaben für die Landwirtschaft. Drei
Viertel der zusätzlichen Gelder wurden für Direktzahlungen gesprochen, die restlichen
gut CHF 30 Mio. sprach der Nationalrat unter anderem für die Qualitätssicherung bei
der Milch, für Ausfuhrbeiträge für landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte
("Schoggigesetz") und Umschulungsbeihilfen. Während die Fraktionen der SVP und CVP
praktisch geschlossen für die Anliegen der Bauern votierten, stimmten rund zwei Drittel
der Vertreter der FDP für die Mehrausgaben. Zudem stockte der Nationalrat die
Budgets für Jugend und Sport (J+S) um CHF 12 Mio. und für die familienergänzende
Kinderbetreuung um CHF 7,5 Mio. auf. Letzteres kam durch den Stichentscheid des
Ratspräsidenten Rossini (sp, VS) zustande. Der Ständerat, der sich als Zweitrat mit dem
Voranschlag 2015 auseinandersetzte, widersprach der grossen Kammer in mehreren
Punkten. Eine Erhöhung der Ausfuhrbeiträge für landwirtschaftliche
Verarbeitungsprodukte um CHF 12 Mio. fand in der kleinen Kammer ebenso keine
Mehrheit wie die Ausweitung der Pflanzenbauhilfen um CHF 11 Mio. und die Erhöhung
der landwirtschaftlichen Direktzahlungen um CHF 115 Mio. Letztere wollte der Ständerat
nur um gut die Hälfte des vom Nationalrat vorgeschlagenen Betrags erhöhen. Neben
den Differenzen im Bereich der Landwirtschaft waren sich die beiden Kammern auch in
Bezug auf die J+S-Ausstattung nicht einig. Der Ständerat vertrat hier die Meinung des
Bundesrates und sprach sich in der ersten Lesung gegen die von der grossen Kammer
auf Antrag der Sozialdemokraten beschlossene Erhöhung der Mittel aus. Im weiteren
Verlauf der Beratungen lenkte die kleine Kammer bei den Direktzahlungen an die
Landwirtschaft ein und unterstützte die vom Nationalrat eingebrachte Erhöhung. Die
grosse Kammer verzichtete ihrerseits auf die Erhöhung des Bundesratsvorschlags bei
J+S. Keine Einigung konnte auch nach der jeweils dritten Lesung beim "Schoggigesetz"
und den Pflanzenbauhilfen gefunden werden. Somit musste eine Einigungskonferenz
einberufen werden. Bei den Ausfuhrbeiträgen einigte man sich auf die vom Ständerat
bevorzugte Bundesratsversion, bei den Beihilfen zum Pflanzenbau fanden sich die
beiden Kammern bei der Hälfte des Differenzbetrags und stimmten so einer Erhöhung
von CHF 6 Mio. gegenüber dem Entwurf zum Voranschlag 2015 zu. Dadurch resultierte
unter dem Strich ein Budget mit Gesamteinnahmen von CHF 67,527 Mrd.,
Gesamtausgaben von CHF 67,116 Mrd. und einem ordentlichen Überschuss von CHF 411
Mio., der knapp über den von der Schuldenbremse geforderten CHF 338 Mio.
Überschuss lag. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 25.11.2014
DAVID ZUMBACH

1) Medienmitteilung EFD vom 25.6.2014
2) AB NR, 2014, S. 1900 ff., 2119 ff., 2258 ff. und 2321 f.; AB SR, 2014, S. 1090 ff., 1192 ff., 1269 ff. und 1325 f.; BBl, 2014, S. 1947
ff.; NZZ, 26.11., 27.11., 12.12.14
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